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BEITRAG AUFRUFEN 

BEITRAG AUFRUFEN 

Aktuelle Gesetzgebung 
BMF veröffentlicht Referentenentwurf für ein Jahressteuergesetz 2020 (JStG 
2020)  

 

Mit Datum vom 17. Juli 2020 hat das Bundesministerium der Finanzen (BMF) den 
Referentenentwurf eines Jahressteuergesetzes 2020 (JStG 2020) 
veröffentlicht. Mehr zu dem Referentenentwurf finden Sie hier: 

 

  
   
  
 
 
 

 

Neues aus der Finanzverwaltung 

BMF: Postalische Erreichbarkeit des Rechnungsausstellers sowie Identität von 
Rechnungsaussteller und Leistungserbringer 
  
Das BMF nimmt in seinem Schreiben vom 13. Juli 2020 Stellung zur geänderten 
Rechtsprechung des BFH zur postalischen Erreichbarkeit des 
Rechnungsausstellers sowie der Identität von Rechnungsaussteller und 
Leistungserbringer.  
 
Mehr zu dem Schreiben lesen Sie in unserem Blog Steuern & Recht unter:  

 

 

 

 

  

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/07/22/bmf-postalische-erreichbarkeit-des-rechnungsausstellers-sowie-identitaet-von-rechnungsaussteller-und-leistungserbringer/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/07/22/bmf-postalische-erreichbarkeit-des-rechnungsausstellers-sowie-identitaet-von-rechnungsaussteller-und-leistungserbringer/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/07/22/bmf-veroeffentlicht-refe-fuer-ein-jahressteuergesetz-2020-jstg-2020/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/07/22/bmf-postalische-erreichbarkeit-des-rechnungsausstellers-sowie-identitaet-von-rechnungsaussteller-und-leistungserbringer/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/07/22/bmf-veroeffentlicht-refe-fuer-ein-jahressteuergesetz-2020-jstg-2020/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/07/22/bmf-veroeffentlicht-refe-fuer-ein-jahressteuergesetz-2020-jstg-2020/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/07/22/bmf-postalische-erreichbarkeit-des-rechnungsausstellers-sowie-identitaet-von-rechnungsaussteller-und-leistungserbringer/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/07/22/bmf-veroeffentlicht-refe-fuer-ein-jahressteuergesetz-2020-jstg-2020/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/07/22/bmf-postalische-erreichbarkeit-des-rechnungsausstellers-sowie-identitaet-von-rechnungsaussteller-und-leistungserbringer/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/07/22/bmf-veroeffentlicht-refe-fuer-ein-jahressteuergesetz-2020-jstg-2020/
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 23. Juli 2020 
 

 
Aufwendungen für ein Erststudium, das eine Erstausbildung 
vermittelt, sind nach § 9 Abs. 6 EStG i.d.F. des BeitrRLUmsG ab 
dem Veranlagungszeitraum 2004 nicht (mehr) als Werbungskosten 
abziehbar, wenn das Studium nicht im Rahmen eines 
Dienstverhältnisses stattfindet. 
 
 
 
 
 

 

 

 

Die Rechtsprechung, wonach interne Miet- oder Pachtverträge 
zwischen einer Trägerkörperschaft und ihrem BgA über 
wesentliche Betriebsgrundlagen des BgA steuerrechtlich 
unbeachtlich sind, ist sinngemäß auch auf sog. interne Darlehen 
anzuwenden, die zur Finanzierung der aus Eigenmitteln der 
Trägerkörperschaft bestrittenen Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten wesentlicher Betriebsgrundlagen des BgA 
vereinbart wurden. 
 
 
 
 
 
 
Für die (erstmalige) Anordnung einer Außenprüfung ist es 
unerheblich, ob hinsichtlich der betroffenen Steuerarten und 
Besteuerungszeiträume der Anfangsverdacht einer Steuerstraftat 
besteht. 
Verstöße gegen § 10 BpO, insbesondere gegen die 
Belehrungspflichten und damit gegen den Grundsatz der 
Selbstbelastungsfreiheit, führen nicht zur Rechtswidrigkeit einer 
Prüfungsanordnung. 
 
 

 

 

  

Urteil VI R 17/20 (VI R 
64/12): Aufwendungen 
für ein Erststudium 
keine Werbungskosten 
 
 
 
 
 
 
12. Februar 2020 

 

 
ZUM URTEIL 

Urteil I R 24/17: Keine 
Anerkennung interner 
Darlehen zwischen 
Trägerkörperschaft und 
BgA zur Refinanzierung 
wesentlicher 
Betriebsgrundlagen 
 
 
10. Dezember 2019 

 
ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

Beschluss VI R 32/17: 
Anordnung einer 
Außenprüfung bei 
Anfangsverdacht einer 
Steuerstraftat 
 
 

 
 
14. April 2020 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010141/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010137/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010140/
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ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

Weitere Veröffentlichungen  

vom Tage:  
 

EuGH-Vorlage V R 16/19: 
EuGH-Vorlage zur Steuerentstehung  
07. Mai 2020 
 
 
 
 
Urteil II R 17/16:  
Geltendmachung eines Pflichtteilsanspruchs nach dem Tod des 
Pflichtteilsverpflichteten  
05. Februar 2020 
 

 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Gewerblicher Grundstückshandel bei Errichtung eines Erweiterungsbaus 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass 
umfangreiche Bau- und Erweiterungsmaßnahmen, die der Steuerpflichtige bei 
bevorstehender Veräußerung an einer langjährig privat vermieteten Immobilie 
vornimmt, dazu führen können, dass das Grundstück einem gewerblichen 
Betriebsvermögen zuzuordnen ist. 
 
Sachverhalt 

Der verstorbene Rechtsvorgänger der Kläger (X) vermietete seit den 1980er 
Jahren ein bebautes Grundstück an eine GmbH, die dort ein Senioren- und 
Pflegeheim betrieb. 

Im Jahr 1999 beantragte X die Genehmigung für die Errichtung eines 
Erweiterungsbaus, der im Jahr 2004 fertiggestellt wurde. Bereits vorher hatte X 
eine gewerbliche KG gegründet. Mitte des Jahres 2005 brachte X die Immobilie 
gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten und Übernahme der mit dem 
Grundstück zusammenhängenden Verbindlichkeiten in die KG ein. Diese setzte 
das Mietverhältnis mit der GmbH fort. 

Das Finanzamt ging davon aus, X habe das Grundstück nicht aus seinem Privat-, 
sondern aus einem Betriebsvermögen eingebracht und besteuerte daher den 
hieraus entstandenen Gewinn. X habe aufgrund anderweitiger 
Grundstücksaktivitäten einen gewerblichen Grundstückshandel betrieben, zu dem 
auch das in die KG eingebrachte Grundstück gehört habe. 

Die Klagen hiergegen vor dem Niedersächsischen Finanzgericht blieben ohne 
Erfolg. 

 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010139/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010138/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010139/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010139/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010138/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010139/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010138/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010138/
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ZUM URTEIL 

Entscheidung des BFH 

 

Der BFH hat der Revision des 
Steuerpflichtigen stattgegeben, die 
Entscheidung aufgehoben und die Sache an 
die Vorinstanz zurückverwiesen. 

 

 

Es fehlten ausreichende Feststellungen, ob das eingebrachte Grundstück in 
Anbetracht dessen langjähriger Nutzung im Rahmen privater 
Vermögensverwaltung überhaupt taugliches Objekt eines gewerblichen 
Grundstückshandels gewesen sein konnte. 

In Fortentwicklung der bisherigen höchstrichterlichen Rechtsprechung zum 
gewerblichen Grundstückshandel könne dies –so der BFH– für privat vermietete 
Immobilien jedenfalls dann der Fall sein, wenn der Steuerpflichtige im Hinblick auf 
eine Veräußerung Baumaßnahmen ergreife, die derart umfassend seien, dass 
hierdurch das bereits bestehende Gebäude nicht nur erweitert oder über seinen 
bisherigen Zustand hinausgehend wesentlich verbessert, sondern ein neues 
Wirtschaftsgut „Gebäude“ hergestellt werde. 

Dementsprechend hat das Finanzgericht in einem zweiten Rechtsgang zu prüfen, 
ob durch die umfangreichen Baumaßnahmen des X entweder ein neues 
selbständiges Gebäude („Erweiterungsbau“) oder sogar ein einheitliches neues 
Gebäude geschaffen wurde. Wäre beides nicht feststellbar, hätte X das 
Grundstück aus seinem Privatvermögen –und damit nicht einkommensteuerbar– 
in die KG eingebracht. 

Sollte das Finanzgericht im zweiten Rechtsgang zu dem Ergebnis kommen, dass 
X das Grundstück aus einem Betriebsvermögen in das Gesellschaftsvermögen 
der KG eingebracht hätte, handelte es sich –so der abschließende Hinweis des 
BFH– nicht etwa um einen teil-, sondern vielmehr um einen vollentgeltlichen 
Vorgang. Denn als Gegenleistung für die Einbringung übernahm die KG neben 
der Gewährung von 100 % der Gesellschaftsrechte sämtliche im Zusammenhang 
mit der Immobilie stehenden Verbindlichkeiten. Die Zusammenfassung dieser 
beiden Entgeltkomponenten entsprach dem Grundstücksverkehrswert. 

 
Fundstelle 

BFH, Urteil vom 15. Januar 2020 (X R 18/18, X R 19/18), veröffentlicht am 16. Juli 
2020, vgl. die Pressemitteilung des BFH. 

 

 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010136/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010136/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010136/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010136/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010136/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/gewerblicher-grundstueckshandel-bei-errichtung-eines-erweiterungsbaus/
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Erbschaftsteuerliche Abgrenzung zwischen Vermögensverwaltung und 
wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb bei Wohnungsunternehmen 

Die Vermietung von Wohnungen überschreitet nur dann die Grenze zum 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb mit der Folge, dass erbschaftsteuerlich kein 
(möglicherweise begünstigungsschädliches) Verwaltungsvermögen vorliegt, wenn 
neben der Überlassung der Wohnungen Zusatzleistungen erbracht werden, die 
das bei langfristiger Vermietung übliche Maß überschreiten und der 
Vermietungstätigkeit einen originär gewerblichen Charakter geben. Auf die Anzahl 
der gehaltenen Wohnungen kommt es nicht an. Dies hat das Finanzgericht 
Münster in einem aktuellen Urteil entschieden. 
 
Sachverhalt 

Die Klägerin war eine gewerblich geprägte GmbH & Co. KG (KG) innerhalb eines 
Firmenverbundes, der über 700 Mietwohnungen innehat und verwaltet. Die KG 
selbst war Eigentümerin von etwa 40 Mietwohnungen und beschäftigte keine 
eigenen Arbeitnehmer. 

Zum Firmenverbund gehörte u. a. auch die S-GbR, die Eigentümerin des 
überwiegenden Teils der Wohnungen des Firmenverbundes war und 50 
Arbeitnehmer beschäftigte. Die S-GbR verwaltete die Wohnungen der KG. 

Im Streitjahr 2012 verstarb deren alleinige Kommanditistin. Ihre Anteile an der KG 
wurden von Todes wegen auf ihre beiden Söhne, welche zugleich je zur Hälfte an 
der S-GbR beteiligt waren, übertragen. 

Das beklagte Finanzamt stellte die Summe der gemeinen Werte der 
Wirtschaftsgüter des Verwaltungsvermögens auf den Todestag gesondert fest. In 
seinem Feststellungsbescheid behandelte es die zum Betriebsvermögen der KG 
gehörenden Grundstücke erbschaftsteuerlich als Verwaltungsvermögen mit der 
Begründung, dass der Hauptzweck des Betriebs der KG keinen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb erfordere. 

 

 Richterliche Entscheidung 

 

Die Klage vor dem Finanzgericht Münster 
blieb ohne Erfolg. 

 
An Dritte vermietete Wohnungen und Garagen stellten nur dann 
erbschaftsteuerlich kein Verwaltungsvermögen dar, wenn der Hauptzweck des 
Betriebs in der Vermietung von Wohnungen bestehe, dessen Erfüllung einen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb erfordere. Dabei komme es nicht auf die Anzahl 
der vermieteten Wohnungen, sondern darauf an, ob in der Sache eine originär 
gewerbliche Tätigkeit ausgeübt werde. 

Das Finanzgericht hat damit gegen die Auffassung der Finanzverwaltung 
entschieden, die in den Erbschaftsteuerrichtlinien einen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb bei einem Halten von mehr als 300 Wohnungen bejaht (R E 
13b. 13 Abs. 3 Satz 2 ErbStR 2011). 
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ZUM URTEIL 

Nach Auffassung des Finanzgerichts sind für die Prüfung, ob ein wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb erforderlich ist, die ertragsteuerrechtlich maßgebenden 
Abgrenzungskriterien heranzuziehen. Danach sei von einer gewerblichen 
Vermietungstätigkeit auszugehen, wenn der Vermieter ins Gewicht fallende 
Sonderleistungen gegenüber den Mietern wie bspw. Gebäudereinigung oder -
überwachung übernehme. 

Im Streitfall seien solche Sonderleistungen weder von der KG noch von der S-
GbR für die KG erbracht worden. Ob ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 
erforderlich sei, sei allein bezogen auf den Betrieb der KG zu entscheiden. Eine 
Gesamtbetrachtung unter Einbeziehung der Tätigkeit weiterer Personen(-
mehrheiten) im Firmen- bzw. Familienverbund finde nicht statt. 

 
Fundstelle 

Finanzgericht Münster, Urteil vom 25. Juni 2020 (3 K 13/20 F); die Revision 
wurde vom Finanzgericht zugelassen, über die Einlegung ist noch nichts bekannt, 
vgl. die Pressemitteilung vom 15. Juli 2020. 

 

 

Kapitalbeteiligung im Sonderbetriebsvermögen II 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass es für die Zuordnung eines 
GmbH-Anteils eines Mitunternehmers zum Sonderbetriebsvermögen II seiner 
Mitunternehmerschaft von Bedeutung ist, ob die GmbH –abgesehen von der 
Geschäftsbeziehung zu der Mitunternehmerschaft– einen erheblichen eigenen 
Geschäftsbetrieb unterhält. 
 
Sachverhalt 

Der Kläger war alleiniger Gesellschafter einer GmbH. Im Jahr 2006 gründete er, 
zusammen mit einer weiteren Person, eine GmbH & Co. KG (KG), an der beide 
als Kommanditisten zu je 50% beteiligt waren. 

Die KG war im Produktionsbereich (Draht- und Stahlerzeugnisse) tätig. Der 
Kläger hatte über „seine“ GmbH über die notwendigen geschäftlichen Kontakte 
auf dem Beschaffungsmarkt und über finanzielle Mittel verfügt. Die KG bezog die 
für die Produktion nötigen Rohstoffe ausschließlich von der GmbH. Im Jahr 2006 
hatte die GmbH der KG ein Darlehen gewährt. Über das Vermögen der GmbH 
und der KG wurde im Jahr 2010 das Insolvenzverfahren eröffnet. 

Der Kläger machte hinsichtlich des Ausfalls eines Darlehens gegenüber der 
GmbH, der Bürgschaftsinanspruchnahme für die Restvalutierung eines 
Leasingvertrages der KG und der Garantieübernahme für ein Konsignationslager 
zur Belieferung der KG für 2008 Sonderbetriebsausgaben geltend. 
Dies lehnte das Finanzamt jedoch ab. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Münster blieb ohne Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 
Die Bildung von Rückstellungen in der Sonderbilanz des Klägers bei der KG sei 
unzulässig. Solange die KG bestanden habe, scheide die Bildung von 
Rückstellungen für die drohende Inanspruchnahme aus einer Bürgschaft schon 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/3_K_13_20_F_Urteil_20200625.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/3_K_13_20_F_Urteil_20200625.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/3_K_13_20_F_Urteil_20200625.html
https://www.fg-muenster.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/PM_13_15_07_2020/index.php
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2016/10/18/gmbh-beteiligung-an-kg-kein-notwendiges-sonderbetriebsvermoegen/
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deshalb aus, weil diese erst bei Beendigung der Gesellschaft aufwandswirksam 
werden könne. 

Im Übrigen scheitere die Bildung einer Rückstellung an der fehlenden 
betrieblichen Veranlassung des Ausfalls des der GmbH gewährten Darlehens und 
der Inanspruchnahme aus Sicherheiten. Die Anteile des Klägers an der GmbH 
hätten sich nicht in seinem Sonderbetriebsvermögen bei der KG, sondern in 
seinem Privatvermögen befunden. 

Die Beteiligung an der GmbH habe nicht die Beteiligung des Klägers bei der KG 
gestärkt oder eine wesentliche wirtschaftliche Funktion der KG erfüllt. Auch wenn 
die Geschäftsbeziehungen zwischen der KG und der GmbH im Streitjahr sehr eng 
gewesen seien, so habe die GmbH doch daneben noch einen erheblichen 
eigenen Geschäftsbetrieb unterhalten. 

 

Entscheidung des BFH 

 

 

Der BFH hat sich der Entscheidung der 
Vorinstanz angeschlossen und die Revision 
als unbegründet zurückgewiesen. 

 

 
Die geltend gemachten Aufwendungen des Klägers könnten mithin dem Grunde 
nach nur dann zu Sonderbetriebsausgaben geführt haben, wenn die Beteiligung 
des Klägers an der GmbH Sonderbetriebsvermögen bei der KG gewesen wäre. 
Dies ist jedoch nicht der Fall. 

Zum notwendigen Betriebsvermögen einer gewerblich tätigen 
Personengesellschaft gehören nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 4 Abs. 1 
Einkommensteuergesetz (EStG) zusätzlich zu den im Gesamthandseigentum der 
Mitunternehmer stehenden Wirtschaftsgütern auch solche Wirtschaftsgüter, die 
einem Mitunternehmer gehören, wenn sie geeignet und bestimmt sind, dem 
Betrieb der Personengesellschaft zu dienen (Sonderbetriebsvermögen I) oder die 
Voraussetzungen des Sonderbetriebsvermögens II erfüllen (ständige 
Rechtsprechung, z.B. BFH-Urteil vom 23. Februar 2012 – IV R 13/08, Rz 53). 

Notwendiges Sonderbetriebsvermögen II ist anzunehmen, wenn die dem 
Mitunternehmer gehörenden Wirtschaftsgüter zur Begründung oder Stärkung 
seiner Beteiligung an der Mitunternehmerschaft eingesetzt werden. Ein solches 
Wirtschaftsgut kann auch die Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft sein. Die 
Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft kann die Beteiligung des Gesellschafters 
an der Personengesellschaft sowohl dadurch stärken, dass sie für das 
Unternehmen der Personengesellschaft wirtschaftlich vorteilhaft ist, als auch 
dadurch, dass sie der Mitunternehmerstellung selbst dient, weil durch die 
Beteiligung an der Kapitalgesellschaft der Einfluss des Gesellschafters in der 
Personengesellschaft steigt bzw. gestärkt wird. 
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ZUM URTEIL 

Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

ZUM SEMINAR 

Die wirtschaftliche Verflechtung zwischen den Unternehmen der 
Personengesellschaft und der Kapitalgesellschaft muss für die Annahme von 
Sonderbetriebsvermögen II so beschaffen sein, dass die Beteiligung an der 
Kapitalgesellschaft in erster Linie im geschäftlichen Interesse der 
Personengesellschaft gehalten wird und der Gesichtspunkt der privaten 
Vermögensanlage des Gesellschafters und Anteilsinhabers daneben keine 
bedeutende Rolle spielt. 

Die Kriterien für die Zuordnung einer Kapitalbeteiligung zum notwendigen 
Sonderbetriebsvermögen II unterscheiden sich von denen für die Zuordnung zum 
notwendigen Betriebsvermögen, auf die sich der Kläger deshalb zu Unrecht 
beruft. 

 
Fundstelle 

BFH, Urteil vom 19. Dezember 2019 (IV R 53/16), veröffentlicht am 2. Juli 2020. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

Terminplaner 
 

Transfer Pricing meets Data & Analytics 

14.09., Webinar 

 

 

 

Wir freuen uns auf Sie! 

 
 

 
 

 
 
 
 
   
    

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010120/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010120/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010120/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010120/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010120/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010120/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010120/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010120/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

ANMELDEN 

AA 

ABMELDEN 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

 

Redaktion  
 

Gabriele Nimmrichter 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 

60327 Frankfurt am Main 

Tel.: (0 69) 95 85-5680 

gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 

 

Gunnar Tetzlaff 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Fuhrberger Straße 5 

30625 Hannover 

Tel.: (0 511) 53 57-3242 

gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 

 

 

Datenschutz 
 

Die Datenverarbeitung für den Versand des 

Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 

Ihrer Einwilligung. Sie können den 

Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 

Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 

damit widerrufen 

 
© 2020 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 

. 
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